Aufruf an alle Hundefreunde in Deutschland, von der:  

„Interessengemeinschaft Deutscher Hundefreunde gegen die Hundesteuer“
Geschäftsstelle: Jörg-Peter Schweizer  .  Jäger-Str. 55  . 70174-STUTTGART  . Tel.& FAX: ( 0711 ) 29981 59

e-Mail: jp.schweizer@gmx.de     .     Homepage:  http://www.ig-hund.de
Ich erkläre mich solidarisch mit der „Interessengemeinschaft Deutscher Hundefreunde“ gegen eine Besteuerung für Hundehaltung in Deutschland auf Kosten einer mitgeschöpflichen Mensch-Hund-Beziehung, wobei die Liebe und Zuneigung des Bürgers zu seinem Hund durch politisches Amt und Macht der Gesetzgebung für steuer- u. finanzpolitische Interessen skrupellos mißbraucht wird, unter Vorgabe scheinheiliger Zweck- u. Alibiargumente.

Als Bürger und Wähler dieses Landes fordere ich von den Landes- u. Kommunalpolitikern die sofortige Abschaffung der sittenwidrigen Hundesteuer und bekunde dies mit meiner nachfolgend aufgezeigten Unterschrift.

Auch hundeliebende Bürgerinnen und Bürger in Deutschland haben Anspruch auf die - einem jeden deutschen Staatsbürger- von der Verfassung garantierten Grundrechte, welche eine Zweiklassengesellschaft verfassungsrechtlich untersagen und die Bürger unseres Landes durch verfassungsrechtlich garantierte Grundrechte in unserer demokratischen Rechtsstaatlichkeit der BRD schützen, vor Politikerwillkür und gegen politischen Machtmißbrauch der Gesetzgebung, zur Erzwingung und Durchsetzung von steuer- u. (finanz)politischen Interessen.

Die Realität in Deutschland sieht jedoch ganz anders aus.

Zum Zwecke einer Einnahmeerzielungsabsicht mit dem Zielvorhaben von Steuermehreinnahmen, werden Hundehalter in unserer Gesellschaft besonders kräftig geschröpft, mit scheinheiliger und zweckdienlicher Argumentierung einer Eindäm-mung durch Steuern, gesundheits- u. ordnungspolitischer (Lenkungs)funktion, und der Gefahr sowie Belästigung der Allgemeinheit durch Hunde usw.

Keine andere Steuerart in Deutschland ist rechtlich so sehr umstritten, wie die Hundesteuer.

Jeder, ob arm oder reich, zahlt denselben hohen Steuersatz in seiner Gemeinde für seinen Hund; die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit wird, wie bei allen anderen Steuerabgaben sonst üblich, nicht berücksichtigt und vorsätzlich ignoriert, um somit Steuerausfällen vorzubeugen für den kommunalfinanziellen Haushalt.

Weltweit wird nur in Deutschland ab dem zweiten und jeden weiteren Hund progressiv doppelt besteuert, was es sonst bei keiner anderen Steuerart in Deutschland gibt. Ein besonders grober Verstoß gegen das Verfassungsgebot einer steuergerechten Gleichbehandlung im Bezug auf alle anderen Sterarten in der BRD, Art.3 GG.

Wegen ihres substanzverzehrenden Charakters (Hohe Steuersätze, Kampfhundesteuer u. progressive Doppelbesteuerung ab dem 2. und für jeden weiteren Hund) verstößt die Hundesteuer gegen Art.14 GG, welcher das Recht am Eigentum schützt.

Eine Begrenzung der Lenkungsfunktion ergibt sich dadurch, daß die Hundesteuer nicht so hoch festgesetzt werden darf, daß dadurch die Haltung von Hunden praktisch nahezu unmöglich gemacht wird. Die Steuer würde dann eine  >>erdrosselnde<<  beziehungsweise konfiskatorische Wirkung entfalten.

Als konfiskatorisch betrachtet das Bundesverfassungsgericht  solche Steuern, die dem Bürger den sinnvollen Gebrauch seiner verfassungsrechtlich geschützten Freiheitsrechte Art.2 GG und das Recht am Eigentum Art.14 GG nahezu unmöglich machen.

Ihr Kennzeichen besteht darin, daß der Gesetzgeber (die politischen Parteien) mit Ihnen keine Einnahmen erzielen, sondern das besteuerte Verhalten, wenn auch nicht offen verbieten, so doch durch seine Belastung mit unbezahlbaren Abgabepflichten unterbinden will.  >> BVerfG., Beschluß vom 01.04. 1971, 1 BvL 22/67, KStZ 1971, 160 <<

Es gibt keinerlei nachvollziehbare bzw. begründbare gesundheits- u. ordnungspolitische Notwendigkeit, welche eine Einschränkung von Grundrechten für hundeliebende Bürgerinnen und Bürger in Deutschland rechtfertigen würde.

Mit meiner nachfolgend aufgezeigten Unterschrift fordere ich die  >>sofortige Abschaffung der Hundesteuer<<  und wehre mich als hundeliebender Bürger mit all den mir zustehenden bürgerlichen Rechten, gegen Mißbrauch von politischem Amt und Macht von Gesetzgebung und gegen Politikerwillkür in Deutschland, zur Erzwingung von steuer- u. finanzpolitischen Interessen, in Form einer Besteuerung für Hundehaltung mit hohen, progressiven, zutiefst ungerechten und unsozialen Steuersätzen mit  >>Erdrosselungscharakter<<  auf Kosten einer mitgeschöpflichen Mensch-Hund-Beziehung.
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Bitte die Unterschriftenlisten an uns zurücksenden. Danke!

